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►AKTUELL: WACHSTUMSCHANCENGESETZ – VERMITTLUNG OHNE ENDE

Beim Wachstumschancengesetz hat der Bundestag 
im November die Länderbedenken nur teilweise 
aufgegriffen und der Vermittlungsausschuss musste 
einberufen werden. Einige dringende steuerliche 
Änderungen wurden dann über den Finanzaus-
schuss vorzeitig und ohne Themenbezug mit dem 
Kreditzweitmarktförderungsgesetz vom 22.12.2023 
umgesetzt, z. B. die Aufhebung der Besteuerung der 
Gas-/Wärmepreisbremse, Änderungen bei der Zins-
schranke und steuerliche Konsequenzen aus der Mo-
dernisierung des Personengesellschaftsrechts. 
Der Vermittlungsausschuss hat am 21.02.2024 die 
Entlastungswirkung des Wachstumschancengesetzes 
von 7 Mrd. € auf 3 Mrd. € reduziert. Die Konse-
quenzen umfassen z. B. den Wegfall der Klima-
schutz-Investitionsprämie, den Wegfall der Anhe-
bung der Grenze für geringwertige Wirtschaftsgüter, 
die Reduzierung der geplanten degressiven Ab-
schreibung, den Wegfall der Erhöhung der Verpfle-

gungsmehraufwendungen und der Freigrenze für 
Betriebsveranstaltungen und den Wegfall der Ver-
längerung des Verlustrücktrags. Der Bundestag hat 
dem am 23.02.2024 zugestimmt und im Bundesrat 
soll am 22.03.2024 entschieden werden. 
Die Entwicklung ist insgesamt sehr bedauerlich. Im 
Vermittlungsausschuss hat die Opposition die Ent-
kernung des Wachstumschancengesetzes nicht mit-
getragen. Das ist gut, denn die Regelungen dürften 
wirtschaftspolitisch geboten sein. In der Regierung 
verläuft die Streitlinie zwischen SPD und Grünen 
einerseits und FDP andererseits. Eine gute Lösung 
ist de facto schon verspielt. Im Bundesrat wird die 
Sammlung der Restposten passieren, wenn die Län-
der zustimmen, in denen die Ampel-Parteien die 
Mehrheit stellen. Wenn sich die CDU in Sachsen, 
Brandenburg oder Sachsen-Anhalt durchsetzt, blo-
ckiert sie den Rest und zeigt, dass die Verantwor-
tung bei SPD und Grünen liegt. 

►FÄLLIGKEITSTERMINE STEUERN UND SOZIALVERSICHERUNG MÄRZ UND APRIL 2024 
 

S T E U E R A R T F Ä L L I G K E I T 

Lohnsteuer, Kirchensteuer, Solidaritätszuschlag1 11.03.2024 10.04.2024 

Einkommensteuer, Kirchensteuer, Solidaritätszuschlag 11.03.2024 – 

Körperschaftsteuer, Solidaritätszuschlag 11.03.2024 – 

Umsatzsteuer2 11.03.2024 10.04.2024 

Umsatzsteuer-Sondervorauszahlung – – 

Ende der Schonfrist obiger Steuerarten3 14.03.2024 15.04.2024 

Gewerbesteuer – – 

Grundsteuer – – 

Ende der Schonfrist obiger Steuerarten3 – – 

Sozialversicherung4 26.03.2024 26.04.2024 

Kapitalertragsteuer, Solidaritätszuschlag Die Kapitalertragsteuer sowie der darauf entfallende Solidaritätszuschlag sind 
zeitgleich mit einer erfolgten Gewinnausschüttung an Anteilseigner an das zu-
ständige Finanzamt abzuführen. 

 

1 Für den abgelaufenen Monat; bei Vierteljahreszahlern nach Quartalsende für das abgelaufene Kalendervierteljahr. 
2 Für den abgelaufenen Monat; bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat; bei Vierteljahreszahlern nach Quartalsende (bei Dau-

erfristverlängerung einen Monat später) für das vorangegangene Kalendervierteljahr. 
3 Bei einer Säumnis der Zahlung bis zu drei Tagen werden keine Säumniszuschläge erhoben. Eine Überweisung muss so frühzeitig erfolgen, 

dass die Wertstellung auf dem Konto des Finanzamts am Tag der Fälligkeit erfolgt. Bei Zahlung durch Scheck ist zu beachten, dass die 
Zahlung erst drei Tage nach Eingang des Schecks beim Finanzamt als erfolgt gilt. Die Schonfrist endet damit entsprechend früher. Es sollte 
stattdessen eine Einzugsermächtigung erteilt werden. 

4 Die Sozialversicherungsbeiträge sind einheitlich am drittletzten Bankarbeitstag des laufenden Monats fällig. Um Säumniszuschläge zu 
vermeiden, empfiehlt sich das Lastschriftverfahren. Bei allen Krankenkassen gilt ein einheitlicher Abgabetermin für die Beitragsnachweise. 
Diese müssen dann bis spätestens zwei Arbeitstage vor Fälligkeit an die jeweilige Einzugsstelle übermittelt werden. Wird die Lohnbuch-
führung durch extern Beauftragte erledigt, sollten die Lohn- und Gehaltsdaten etwa zehn Tage vor dem Fälligkeitstermin an den Beauf-
tragten übermittelt werden. Dies gilt insbesondere, wenn die Fälligkeit auf einen Montag oder auf einen Tag nach Feiertagen fällt. 
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►ARBEITGEBER/ARBEITNEHMER 

Zuordnung der ersten Tätigkeitsstätte eines ange-
stellten Bauleiters 
Ein Bauleiter war für eine AG tätig. Die AG hatte 
u. a. eine ortsfeste betriebliche Einrichtung an einem 
Ort, welcher im Arbeitsvertrag des Klägers nur als 
„Einstellungsort“ bezeichnet wurde. Ihm stand ein 
Firmenwagen - auch zur privaten Nutzung - zur 
Verfügung, dessen Nutzung der Arbeitgeber in den 
Lohnabrechnungen als Sachbezug nach der 0,03%-
Regelung berücksichtigte. Der Bauleiter argumen-
tierte, dass er keine erste Tätigkeitsstätte am Sitz sei-
nes Arbeitgebers habe. Ausdrückliche Absprachen 
über eine Zuweisung zu der ortsfesten betrieblichen 
Niederlassung seien nämlich nicht getroffen worden. 
Er übe vielmehr eine Auswärtstätigkeit in Form der 
sog. Einsatzwechseltätigkeit aus. Das Finanzamt war 
der Ansicht, dass der Arbeitgeber dem Bauleiter eine 
erste Tätigkeitsstätte zugeordnet habe.  
Der Bundesfinanzhof gab dem Bauleiter Recht. Die 
Nennung eines Einstellungsorts im Arbeitsvertrag 
bestimmt allein keine dauerhafte Zuordnung zu ei-
ner ortsfesten betrieblichen Einrichtung des Arbeit-
gebers. Daher ist der Arbeitslohn des Bauleiters zu 
Recht um die sich aus der Anwendung der 0,03%-
Regelung ergebenden Beträge zu reduzieren und die 
geltend gemachten Verpflegungsmehraufwendun-
gen sind als Werbungskosten anzuerkennen. Vom 
Ansatz der Entfernungspauschale ist abzusehen.  
Eine stillschweigende Zuordnung eines angestellten 
Bauleiters zu einer ortsfesten betrieblichen Einrich-
tung des Arbeitgebers ergibt sich nicht allein daraus, 
dass der Bauleiter die betriebliche Einrichtung nur 
gelegentlich zur Ausübung seiner beruflichen Tätig-
keit aufsuchen muss (z. B. Besprechungen), im Übri-
gen aber seine Arbeitsleistung ganz überwiegend 
außerhalb der festen Einrichtung erbringt. Entspre-
chendes gilt, wenn der Arbeitgeber in den Lohnab-
rechnungen für die private Nutzung des dem Ar-
beitnehmer überlassenen Dienstwagens die 0,03%-
Regelung angewendet hat, so der Bundesfinanzhof. 

Unterkunftskosten bei doppelter Haushaltsfüh-
rung im Ausland abzugsfähig 
Der Bundesfinanzhof hatte zu entscheiden, ob Auf-
wendungen für eine Dienstwohnung unter den Ge-
gebenheiten des Streitfalls (verpflichtendes Beziehen 
einer vom Arbeitgeber zur Verfügung gestellten 
Dienstwohnung im Ausland nebst der damit einher-
gehenden Anrechnung der Dienstwohnungsvergü-
tung auf die Dienstbezüge) unabhängig von deren 
Größe notwendige Mehraufwendungen sind. 
Bei einer doppelten Haushaltsführung im Ausland 
ist zu prüfen, welche Unterkunftskosten notwendig 
sind. So entschied der Bundesfinanzhof entgegen der 
Verwaltungsauffassung (Schreiben des Bundesfi-

nanzministeriums vom 25.11.2020), dass keine pau-
schale Begrenzung bei einer Zweitwohnung im Aus-
land (Durchschnittsmiete für 60 qm) gegeben ist.  
Bei einer beamtenrechtlich zugewiesenen Dienst-
wohnung seien die Unterkunftskosten am ausländi-
schen Beschäftigungsort stets in tatsächlicher Höhe 
als Werbungskosten im Rahmen einer doppelten 
Haushaltsführung abzugsfähig. 

Ermittlung der steuerlichen Identifikationsnum-
mer von Arbeitnehmern für die elektronische 
Übermittlung von Lohnsteuerbescheinigungen 
Für die elektronische Übermittlung von Lohnsteuer-
bescheinigungen ist seit 2023 die Angabe einer steu-
erlichen Identifikationsnummer notwendig. 
Ein aktuelles Schreiben des Bundesfinanzministeri-
ums regelt das Vorgehen in den Fällen, wenn dem 
Arbeitgeber die steuerliche Identifikationsnummer 
des Arbeitnehmers nicht vorliegt. 
Hat der Arbeitgeber für den Arbeitnehmer für das 
Jahr 2022 eine Lohnsteuerbescheinigung übermittelt 
und versichert der Arbeitgeber, dass das Dienstver-
hältnis nach Ablauf des Jahres 2022 fortbestanden 
und der Arbeitnehmer trotz Aufforderung pflicht-
widrig seine Identifikationsnummer bisher nicht 
mitgeteilt hat, teilt das zuständige Finanzamt die 
Identifikationsnummer des Arbeitnehmers auf form-
lose schriftliche Anfrage des Arbeitgebers mit.  
Unabhängig davon kann der Arbeitgeber generell 
die Zuteilung bzw. die Mitteilung der steuerlichen 
Identifikationsnummer des Arbeitnehmers beim zu-
ständigen Finanzamt beantragen, wenn ihn der Ar-
beitnehmer hierzu bevollmächtigt hat. 
Legt der Arbeitnehmer dem Arbeitgeber die steuer-
liche Identifikationsnummer schuldhaft nicht vor 
und kann der Arbeitgeber diese nicht durch das Fi-
nanzamt erhalten, hat der Arbeitgeber regelmäßig 
die Lohnsteuer nach Steuerklasse VI zu ermitteln.  
Nur in den Fällen, in denen der Arbeitnehmer die 
fehlende Mitteilung der steuerlichen Identifikations-
nummer nicht zu vertreten hat oder der Arbeitgeber 
aufgrund von technischen Störungen die steuerliche 
Identifikationsnummer nicht abrufen kann, kann der 
Arbeitgeber für die Lohnsteuerberechnung die vo-
raussichtliche Steuerklasse längstens für drei Kalen-
dermonate zu Grunde legen. 

►ALLE STEUERPFLICHTIGEN 

Bei Sachzuwendungen eines Kreditinstituts an 
seine Privatkunden zur allgemeinen Kundenpfle-
ge keine Pauschalversteuerung 
Ein Kreditinstitut lud unterschiedliche, von sei-
nem Vorstand betreute, vermögende Privatkun-
den zu zwei Veranstaltungen ein (Schifffahrt mit 
Weinprobe und Golfturnier). Konkrete Produkte 
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wurden bei diesen Veranstaltungen nicht bewor-
ben. Auch enthielten die Einladungen keinen Hin-
weis auf eine bestimmte Geldanlage oder mögliche 
Beratungsgespräche. Alle eingeladenen Privatkun-
den unterhielten bei dem Kreditinstitut zumindest 
ein Spar- und/oder Girokonto. Teilweise hatten die-
se Privatkunden über das Kreditinstitut auch in ganz 
unterschiedliche Wertpapiere investiert. Etwa 20 % 
der Privatkunden hatten dem Kreditinstitut Kapital 
für einen festen Zins und eine feste Laufzeit überlas-
sen. Ein geringer Anteil der eingeladenen Privat-
kunden hatte auch einen Kredit erhalten. Das Kre-
ditinstitut unterwarf die Veranstaltungskosten der 
Pauschalsteuer gemäß § 37b EStG und meldete sie in 
den Lohnsteuer-Anmeldungen an. 
Der Bundesfinanzhof vertritt jedoch die Auffassung, 
dass Sachzuwendungen eines Kreditinstituts an sei-
ne Privatkunden, die der Pflege der Geschäftsbe-
ziehung dienen, nicht zur Pauschalversteuerung 
nach § 37b Abs. 1 EStG führen. Die streitigen Sach-
zuwendungen sind - anders als üblicherweise Kapi-
talerträge i. S. v. § 20 EStG - nicht nach der einzelnen 
Kapitalanlage, sondern pauschal bemessen und folg-
lich kapitalanlageunabhängig gewährt worden. 

Besteuerung der Energiepreispauschale fraglich 
Ab September 2022 wurde die Energiepreispauscha-
le (EPP) in Höhe von 300 Euro als Kompensation für 
die hohen Energiekosten ausgezahlt. Von der Ein-
malzahlung profitierten Erwerbstätige, Rentner und 
Selbstständige. Jedoch unterliegt diese Pauschale der 
Einkommensteuer bzw. geht das Finanzamt davon 
aus, dass sie steuerpflichtig ist. 
Weil es allerdings auch gegenteilige Meinungen gibt, 
ist zur Frage der Rechtmäßigkeit der Besteuerung 
der Energiepreispauschale jeweils eine Klage beim 
Finanzgericht Münster und beim Finanzgericht 
Mecklenburg-Vorpommern anhängig.  
Somit bleibt abzuwarten, ob der Bundesfinanzhof 
oder das Bundesverfassungsgericht die Steuerpflicht 
dieser Pauschale unter die Lupe nehmen wird. 
Es kann Einspruch gegen den Einkommensteuerbe-
scheid 2022 eingelegt werden, um eine mögliche 
Steuerfreiheit zu wahren. Jedoch besteht kein gesetz-
licher Anspruch auf Ruhenlassen des Verfahrens. 
Hinweis: Ob z. B. Arbeitnehmer die Energiepreis-
pauschale von ihrem Arbeitgeber erhalten haben, 
erkennen diese am Eintrag Großbuchstabe „E“ in der 
Lohnsteuerbescheinigung für 2022. 

Was hat es mit dem Progressionsvorbehalt auf 
sich? 
Im Einkommensteuergesetz existiert der Begriff 
„Progressionsvorbehalt“. Unter diesem Begriff wer-
den zwei Gruppen erfasst, bei denen die Anwen-
dung des Progressionsvorbehalts erfolgt: 

1. inländische Lohn- und Einkommensersatzleis-
tung gemäß (§ 32b Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 EStG) 

2. Auslandseinkünfte 
· ausländische Einkünfte bei zeitweiser unbe-

schränkter Steuerpflicht (§ 32b Abs. 1 Satz 1 
Nr. 2 EStG). 

· steuerfreie Auslandseinkünfte aufgrund eines 
Doppelbesteuerungsabkommens - DBA (§ 32b 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 EStG) 

· steuerfreie Auslandseinkünfte aufgrund sons-
tiger zwischenstaatlicher Übereinkommen (§ 
32b Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 EStG) 

· Einkünfte von Grenzpendlern, Ehegatten von 
EU/EWR-Ausländern und bestimmten be-
schränkt steuerpflichtigen Arbeitnehmern (§ 
32b Abs. 1 Satz 1 Nr. 5 EStG) 

Im Steuerrecht gilt der Grundsatz der individuellen 
Leistungsfähigkeit. Diesem Grundsatz wird man 
gerecht, indem steuerbefreite Komponenten erst bei 
der Progression berücksichtigt werden. Die befreiten 
Einkommenskomponenten werden nur beim Steuer-
satz bzw. -tarif berücksichtigt. 
Vereinfacht ausgedrückt zeigt folgendes Beispiel die 
Auswirkungen: 
 

Zu versteuerndes Einkommen  30.000 € 
abzgl. steuerfreie Einkünfte: -10.000 € 
zu versteuern bleiben: 20.000 € 

  
Steuersatz für 20.000 € (9,8 %) 1.960 € 
Steuersatz für 30.000 € (15,7 %) 4.710 € 
Steuer Progressionssatz 20.000 € 3.140 € 
Mehrsteuer wegen Progressionssatz 1.180 € 

 
Daraus folgt: Ist auf die Einkünfte der Progressions-
vorbehalt anzuwenden, kann sich der Steuersatz 
deutlich erhöhen.  
Liegen negative Einkünfte vor, die dem Progressi-
onsvorbehalt unterliegen, mindern diese den Steuer-
satz. Verluste können zu einem Steuersatz von Null 
führen. Ausgenommen sind negative Einkünfte, bei 
denen ein Verlustausgleichsverbot besteht. 

►GRUNDSTÜCKSEIGENTÜMER/VERMIETER 

Veräußerung eines Gartengrundstücks als privates 
Veräußerungsgeschäft steuerpflichtig 
Die Steuerpflichtigen erwarben ein Grundstück mit 
einem Bauernhofgebäude. Das Gebäude bewohnten 
sie selbst. Das Gebäude war von einem fast 4.000 qm 
großen Grundstück umgeben. Dieses nutzten die 
Steuerpflichtigen als Garten. Später teilten sie das 
Grundstück in zwei Teilflächen. Sie bewohnten wei-
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terhin das Haus auf dem einen Teilstück, den ande-
ren unbebauten Grundstücksteil veräußerten sie. Für 
den Veräußerungsgewinn machten sie eine Befrei-
ung von der Einkommensteuer wegen einer Nut-
zung zu eigenen Wohnzwecken geltend. 
Gewinne aus Grundstücksverkäufen sind grundsätz-
lich als privates Veräußerungsgeschäft steuerpflich-
tig, wenn Erwerb und Verkauf der Immobilie binnen 
zehn Jahren stattfinden. Eine Ausnahme von der 
Besteuerung ist nur gegeben, wenn die Immobilie 
vom Steuerpflichtigen selbst bewohnt wird. Mangels 
eines auf einem Grundstück befindlichen Gebäudes 
können unbebaute Grundstücke nicht bewohnt wer-
den. Dies gilt auch, wenn ein vorher als Garten ge-
nutzter Grundstücksteil abgetrennt und dann veräu-
ßert wird. So entschied der Bundesfinanzhof. 

►UMSATZSTEUER 

Vermietung von Grundstücken mit Betriebsvor-
richtungen 
Der Europäische Gerichtshof sieht bei umsatzsteuer-
freier Vermietung von Grundstücken die Umsatz-
steuerpflicht von mitvermieteten Betriebsvorrich-
tungen nach dem Umsatzsteuergesetz als nicht mit 
der Mehrwertsteuer-Systemrichtlinie (MwStSystRL) 
vereinbar an. Der maßgebende Artikel der MwStSys-
tmRL sei vielmehr dahin auszulegen, dass die Be-
triebsvorrichtung umsatzsteuerfrei mitvermietet 
wird, wenn die Vermietung der Betriebsvorrichtung 
eine Nebenleistung zu der Hauptleistung der um-
satzsteuerfreien Grundstücksvermietung ist. 
Der Bundesfinanzhof folgte dieser Ansicht und än-
derte damit seine bisherige Rechtsprechung. Handelt 
es sich bei der Vermietung oder Verpachtung von 
auf Dauer eingebauten Betriebsvorrichtungen um 
eine Nebenleistung zu einer umsatzsteuerfreien 
Vermietung oder Verpachtung eines Gebäudes als 
Hauptleistung, so ist die Mitvermietung der Be-
triebsvorrichtungen ebenfalls umsatzsteuerfrei.  
Hinweis: Durch die geänderte Rechtsauffassung des 
BFH ergibt sich Handlungsbedarf. Ist die Mitvermie-
tung von Betriebsvorrichtungen nun umsatzsteuer-
frei, kann auf Eingangsleistungen, die die Betriebs-
vorrichtungen betreffen, keine Vorsteuer mehr abge-
zogen werden! Es bleibt abzuwarten wie die Finanz-
verwaltung bzw. der Gesetzgeber darauf reagieren. 

Kontrollgebühren = steuerpflichtige Leistung? 
Infolge einer Entscheidung des Europäischen Ge-
richtshofs (Apcoa Parking) hat das Bundesfinanzmi-
nisterium mit Schreiben vom 15.12.2023 Abschn. 1.3 
des Umsatzsteuer-Anwendungserlasses um einen 
neuen Absatz 16b ergänzt. 
Danach sind Kontrollgebühren, die ein mit dem Be-
trieb privater Parkplätze betrauter Unternehmer von 
den Nutzern der Parkplätze für die Nichtbeachtung 

der Allgemeinen Nutzungsbedingungen dieser 
Parkplätze erhebt, Entgelte für eine steuerpflichtige 
Leistung des Dienstleisters. Für bis zum 15.12.2023 
eingegangene Zahlungen beanstandet die Finanz-
verwaltung es jedoch nicht, wenn darin echter Scha-
densersatz gesehen wird. 
Darf das Finanzamt die Genehmigung zur Besteue-
rung nach vereinnahmten Entgelten gem. § 20 UStG 
widerrufen, nachdem durch eine Außenprüfung 
festgestellt worden war, dass der Unternehmer 
Rechnungen mit Umsatzsteuerausweis ausgestellt 
hatte, die von Rechnungsempfängern jahrelang nicht 
bezahlt worden sind? 
Laut einem Urteil des Bundesfinanzhofs beruhe die-
se systemwidrige „Steuerpause“ auf dem bisherigen 
Verständnis des deutschen Umsatzsteuergesetzes. Es 
liege keine Rechtsgrundlage für den Widerruf der 
Genehmigung der Ist-Besteuerung vor. Auch eine 
missbräuchliche Gestaltung durch die am Leistungs-
austausch beteiligten Steuerpflichtigen wird nicht 
angenommen. Möglicherweise liege eine unzutref-
fende Umsetzung der Anwendung der Mehrwert-
steuer-Systemrichtlinie (Art. 167 MwStSystRL) vor. 

►UNTERNEHMER/BETEILIGUNGEN 

Auch nach dem Tod des Geschäftsinhabers ist eine 
steuerliche Betriebsprüfung zulässig 
Geklagt hatten zwei Söhne, die jeweils Miterbe nach 
ihrem verstorbenen Vater geworden waren. Der Va-
ter betrieb bis zu seinem Tod ein Bauunternehmen. 
Der Betrieb wurde von den Söhnen nicht weiterge-
führt. Das Finanzamt ordnete dennoch eine Be-
triebsprüfung für mehrere zurückliegende Jahre an. 
Die Söhne waren der Auffassung, dass eine Be-
triebsprüfung nur erfolgen dürfe, solange der Inha-
ber selbst Auskünfte zu der betrieblichen Tätigkeit 
geben könne und der Betrieb noch existiere. 
Die Durchführung einer steuerlichen Betriebsprü-
fung für zurückliegende Besteuerungszeiträume ist 
auch dann zulässig, wenn der Betriebsinhaber ver-
storben ist und der Betrieb von den Erben nicht wei-
tergeführt wird. Die steuerlichen Pflichten gehen mit 
dem Tod des Betriebsinhabers auf die Erben über. 
Dazu gehört auch die Duldung der Betriebsprüfung. 
So entschied das Hessische Finanzgericht. 

Führung einer PC-Kasse ohne festes Zuordnungs-
kriterium – Schätzung rechtmäßig 
Wenn Einzelaufzeichnungen nach Erstellung des 
Tagesendsummenbons (Z-Bons) nachträglich pro-
grammseitig umorganisiert werden, sodass das ein-
mal chronologisch vergebene Zuordnungskriterium 
(Datensatznummer) gelöscht wird, besteht aufgrund 
nicht ordnungsgemäßer Kassenführung eine Schät-
zungsbefugnis dem Grunde nach. So entschied das 
Niedersächsische Finanzgericht. 


